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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 4 AS 37/13 BH 
 
L 18 AS 1474/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 184 AS 3584/08 (SG Berlin) 
 
 
 
…………………………………………….., 
 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Berlin Charlottenburg-Wilmersdorf, 
Bundesallee 206, 10717 Berlin, 
 
 Beklagter. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. September 2013 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richterinnen  

S.  K n i c k r e h m    und   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde gegen das Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 26. März 2013 - L 18 AS 1474/10 - Prozess-

kostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 

 

Der Antrag auf Übersendung der elektronischen Akte des Beklagten an das Gericht wird abge-

lehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache ua darum, ob der Klägerin Anspruch auf Einsicht-

nahme in die bei dem Beklagten elektronisch geführte Akte zusteht. 

 

Das Klageverfahren - mit dem sich die Klägerin gegen den Widerspruchsbescheid vom 

13.10.2008 gewendet hat - verlief erfolglos. Das LSG hat die Berufung der Klägerin gegen den 

Gerichtsbescheid des SG zurückgewiesen. Das LSG hat zur Begründung ausgeführt, die Klage 

sei unzulässig, weil der Widerspruchsbescheid Gegenstand des weiteren Verfahrens - L 29 AS 

351/10 - sei. 

 

 

II 

 

Der Klägerin steht PKH für die Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht zu, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet 

(§ 73a Abs 1 S 1 SGG iVm § 114 ZPO). Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Pro-

zessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die von ihr angestrebte Beschwerde 

wegen der Nichtzulassung der Revision erfolgreich zu begründen. Hinreichende Aussicht auf 

Erfolg böte die Rechtsverfolgung nur, wenn einer der drei in § 160 Abs 2 SGG abschließend 

aufgeführten Zulassungsgründe mit Erfolg geltend gemacht werden könnte; denn nur diese 

Gründe können zur Zulassung der Revision führen. Ein solcher Zulassungsgrund ist nicht er-

kennbar.  

 

Der Rechtssache kommt keine grundsätzliche Bedeutung zu (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG). Es 

ist - auch unter Berücksichtigung des Vorbringens der Klägerin - nicht erkennbar, dass die 

Rechtssache eine Rechtsfrage aufwirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig 

und fähig ist (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65). 

 

Die Entscheidung des LSG weicht des Weiteren nicht von einer Entscheidung des BSG, des 

GmSOGB oder des BVerfG ab, weshalb eine Divergenzrüge keine Aussicht auf Erfolg 

verspricht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG).  

 

Schließlich ist nicht ersichtlich, dass die Klägerin einen Verfahrensmangel geltend machen 

könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Insbe-

sondere wird sich kein Verfahrensfehler des LSG daraus herleiten lassen, dass es die Entschei-
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dung des SG, die Klage sei wegen anderweitiger Anhängigkeit unzulässig gewesen, bestätigt 

hat. 

 

Schließlich ist für den von der Klägerin gestellten Antrag auf "Übersendung der Ausdrucke der 

elektronischen Akte des Beklagten aus dem Software-System 'Verbis' und 'A2LL' an das Ge-

richt" eine Rechtsgrundlage nicht ersichtlich. Die Klägerin verkennt hierbei, dass das BSG im 

angestrebten Revisionsverfahren auf der Grundlage der vom LSG getroffenen Feststellungen 

zu entscheiden hat (§ 163 SGG).  
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